
 

  

S 1 RA 2905/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 8
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 RA 2905/01
Datum 20.06.2003
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 20. Juni 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch
fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin beansprucht eine Rente wegen Minderung ihrer ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die 1949 in Spanien geborene KlÃ¤gerin hat vom 1. Mai 1964 bis 31. Juli 1994 (im
Wesentlichen nur unterbrochen durch Zeiten der Schwangerschaft und
Kindererziehung) BeitrÃ¤ge zur deutschen Rentenversicherung entrichtet. Vom 1.
Mai 1964 bis 30. MÃ¤rz 1967 durchlief sie eine Ausbildung zum
Einzelhandelskaufmann und war in der Folgezeit als kaufmÃ¤nnische
Angestellte/Buchhalterin, Datentypistin, Bankangestellte im Schalterdienst und
zuletzt vom 16. Dezember 1991 bis 31. Juli 1994 als Buchhalterin beschÃ¤ftigt. Das
letzte ArbeitsverhÃ¤ltnis endete durch EigenkÃ¼ndigung der KlÃ¤gerin.
AnschlieÃ�end kehrte sie in ihre Heimat zurÃ¼ck und lebt seither dort.

Der spanische VersicherungstrÃ¤ger leitete den von der KlÃ¤gerin im MÃ¤rz 1998
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gestellten Antrag auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung unter
BeifÃ¼gung des nach Vordruck E 213 erstatteten Gutachtens vom 12. Mai 1999 an
die Beklagte weiter. Nach Auswertung der Unterlagen lehnte die Beklagte mit
Bescheid vom 5. November 1999, der KlÃ¤gerin zugegangen am 29. November
1999 den Rentenantrag ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass die KlÃ¤gerin
zwar an einer Halswirbelarthrose, beidseitiger Rizarthrose des Daumens und
Erythema nodosum ohne wesentliche FunktionsstÃ¶rungen leide, aber noch in der
Lage sei, in ihrem bisherigen Beruf und auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
vollschichtig tÃ¤tig zu sein. Gleichzeitig wies sie darauf hin, dass auch die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht erfÃ¼llt seien.

Die im Widerspruchsverfahren vorgelegten weiteren Ã¤rztlichen Unterlagen
fÃ¼hrten nach Auswertung durch den Ã¤rztlichen Dienst zu keiner Ã�nderung der
EinschÃ¤tzung des LeistungsvermÃ¶gens der KlÃ¤gerin. Die Beklagte wies
daraufhin mit Bescheid vom 24. April 2001 den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck; die KlÃ¤gerin sei weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig.

Hiergegen hat sich die KlÃ¤gerin mit ihrer am 3. Mai 2001 zum Sozialgericht (SG)
Berlin erhobenen Klage gewandt, da sie nicht mehr leistungsfÃ¤hig sei, und dazu
verschiedene zum Teil bereits im Verwaltungsverfahren eingereichte Ã¤rztliche
Unterlagen vorgelegt. AuÃ�erdem hat sie darauf hingewiesen, dass sie (zusÃ¤tzlich
zu den bei der Beklagten belegten PflichtbeitrÃ¤gen bis Juli 1994) noch von Oktober
1994 bis April 1996 in Spanien PflichtbeitrÃ¤ge als Leistungsbezieherin entrichtet
habe.

Auf Veranlassung des SG hat sodann Dr. J L M J am 20. November 2002 ein
orthopÃ¤disches Gutachten erstattet. Der Gutachter hat festgestellt, dass die
KlÃ¤gerin an einer geringgradigen VerschleiÃ�verÃ¤nderung der HalswirbelsÃ¤ule,
einer geringgradigen VerschleiÃ�verÃ¤nderung des 7. bis 12. BrustwirbelkÃ¶rpers
und einem geringgradigen Hallux valgus beiderseits leide; pathologische Befunde
an der Haut seien zum Zeitpunkt der Untersuchung nicht festzustellen. Unter
BerÃ¼cksichtigung der daraus resultierenden EinschrÃ¤nkungen ist er zu dem
Ergebnis gelangt, dass die KlÃ¤gerin noch vollschichtig kÃ¶rperlich leichte Arbeiten
in geschlossenen RÃ¤umen im Stehen oder Sitzen ohne einseitige Belastung
verrichten kÃ¶nne. Arbeiten unter Zeitdruck, das Heben und Tragen von Lasten
Ã¼ber 5 kg, auf Leitern und GerÃ¼sten und mit stÃ¤ndigem oder hÃ¤ufigem
BÃ¼cken, Hocken oder Knien seien zu vermeiden. DarÃ¼ber hinaus hat der
Gutachter ein neuropsychiatrisches Gutachten empfohlen.

Sodann hat das SG nach AnhÃ¶rung der Beteiligten die Klage durch
Gerichtsbescheid vom 20. Juni 2003 abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung im
Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Die KlÃ¤gerin habe keinen Anspruch auf Rente wegen
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit, denn sie sei weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig
im Sinne der Â§Â§ 43, 44 des Sechsten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB VI) in
der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung. Die KlÃ¤gerin sei noch
vollschichtig leistungsfÃ¤hig, wie sich aus der Gesamtheit der vorliegenden
medizinischen Unterlagen, insbesondere aus dem Gutachten des
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SachverstÃ¤ndigen Dr. J ergebe. Es bestÃ¼nden keine Bedenken, sich der
Beurteilung des SachverstÃ¤ndigen anzuschlieÃ�en und diese zur Grundlage der
Entscheidung zu machen. Es habe auch keiner weiteren Begutachtung auf
neurologisch-psychiatrischen Gebiet bedurft. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die
KlÃ¤gerin bereits vor April 1998 auf diesem Gebiet in relevanter Weise erkrankt
gewesen und daraus eine entsprechende Leistungsminderung hÃ¤tte entstanden
sein kÃ¶nnen, seien nicht ersichtlich und auch nicht vorgetragen worden. Im
Rahmen der Antragstellung ebenso wie anlÃ¤sslich des Widerspruchs seien nur
orthopÃ¤dische und Hautleiden vorgetragen worden. Noch nicht einmal in dem vom
Gericht Ã¼bersandten Formular S 204, welches im April 2002 von der KlÃ¤gerin
ausgefÃ¼llt zurÃ¼ckgesandt worden sei und in dem sÃ¤mtliche behandelnden
Ã�rzte anzugeben gewesen seien, sei eine psychische Erkrankung angegeben noch
eine konstante fachspezifische Behandlung durch entsprechende Ã�rzte mitgeteilt
worden. Soweit bei der KlÃ¤gerin mittlerweile eine psychische Erkrankung vorliegen
sollte, sei das fÃ¼r das vorliegende Verfahren unerheblich, weil seit April 1998 die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen (Â§ 43 Abs. 1 SGB VI) fÃ¼r eine Rente
wegen Berufs- bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht mehr vorlÃ¤gen. Eine andere
Bewertung der Sach- und Rechtslage ergebe sich auch nicht nach der Neufassung
der Â§Â§ 43, 240 SGB VI ab 1. Januar 2001.

Hiergegen hat sich die KlÃ¤gerin mit ihrer Berufung vom 24. Juli 2003 gewandt, mit
der sie eine unzutreffende WÃ¼rdigung ihres Gesundheitszustandes rÃ¼gt und ein
Gutachten der Ã�rztin A R R vom 23. Juli 2003 vorgelegt hat.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 20. Juni 2003 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 5. November 1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24. April 2001 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihr Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen
BerufsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigt das angefochtene Urteil, das dem Ergebnis der medizinischen
Ermittlungen entspreche. Im Ã�brigen seien fÃ¼r einen Rentenanspruch auch die
besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen zu erfÃ¼llen.

Der Senat hat im Hinblick auf die im Berufungsverfahren vorgelegten Ã¤rztlichen
Unterlagen eine ergÃ¤nzende Stellungnahme von dem Gutachter Dr. J vom 24.
Februar 2004 eingeholt, der seine EinschÃ¤tzung aufrecht erhalten hat; die
seinerzeit bestehenden Beschwerden seien zutreffend gewÃ¼rdigt worden. Soweit
in dem von Frau A RR (Praktische Ã�rztin) ausgestellten Ã¤rztlichen Bericht ein
Karpaltunnelsyndrom in beiden Handgelenken sowie das beiderseitige Quervain-
Syndrom angefÃ¼hrt werde, sei festzustellen, dass diese bei der Untersuchung am
20. November 2002 nicht bestanden hÃ¤tten; auÃ�erdem seien diese beiden
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Prozesse behandlungsfÃ¤hig und keine Ursache fÃ¼r eine Verminderung der
ArbeitsfÃ¤higkeit, da sie nur vorÃ¼bergehender Natur seien.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes auf die
Gerichtsakte sowie die von der Beklagten vorgelegte Verwaltungsakte
(Versicherungs-Nr. ), die zur Beratung vorgelegen haben, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat hat ohne mÃ¼ndliche Verhandlung Ã¼ber die Berufung entschieden, da
sich die Beteiligten mit diesem Verfahren einverstanden erklÃ¤rt haben (Â§ 124
Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz -SGG-).

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf
GewÃ¤hrung einer Rente wegen Minderung ihrer ErwerbsfÃ¤higkeit.

Rechtsgrundlage der Entscheidung sind die Â§Â§ 43, 44 SGB VI in der bis zum 31.
Dezember 2000 geltenden Fassung, da die KlÃ¤gerin Leistungen auf Grund ihrer
Antragstellung vom MÃ¤rz 1998 beansprucht (vgl. Â§ 300 Abs. 2 SGB VI). Beide
Vorschriften setzen zunÃ¤chst die ErfÃ¼llung der allgemeinen Wartezeit (vgl. Â§Â§
50 Abs. 1, 51 Abs. 1 SGB VI) sowie das Vorhandensein von drei Jahren mit
PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit
in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt des Versicherungsfalls voraus (vgl. Â§ 43
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 und 3, Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 und 3 SGB VI). DarÃ¼ber
hinaus muss entweder Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit vorliegen (vgl. Â§ 43 Abs.
1 Satz 1 Nr. 1, Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI).

BerufsunfÃ¤hig sind nach Â§ 43 Abs. 2 SGB VI Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit
wegen Krankheit oder Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von
kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung
und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der
TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist,
umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und
ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie
ihres bisherigen Berufes und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen. BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine
zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen. Hingegen besteht ErwerbsunfÃ¤higkeit
bei solchen Versicherten, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zu
erzielen, das ein Siebtel der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e Ã¼bersteigt (Â§ 44 Abs. 2
SGB VI).

Die KlÃ¤gerin hat, wie sich dem in der Verwaltungsakte enthaltenen
Versicherungsverlauf entnehmen lÃ¤sst, die allgemeine Wartezeit fÃ¼r die
GewÃ¤hrung der beanspruchten Rente erfÃ¼llt. Dagegen sind die besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen, die 36 Monate PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r
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eine versicherte TÃ¤tigkeit in den letzten fÃ¼nf Jahren fordern, nur noch fÃ¼r eine
begrenzte Zeit gegeben, so dass ein spÃ¤terer Eintritt von Berufs- oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit einen Rentenanspruch nicht mehr begrÃ¼nden kann. Nur
abstellend auf die Daten des Versicherungsverlaufs wÃ¤ren diese Voraussetzungen
lediglich bei einem Leistungsfall bis zum 31. August 1996 (Schriftsatz der Beklagten
vom 21. Juni 2002) erfÃ¼llt. Dieser Zeitpunkt kann sich im Hinblick auf das
klÃ¤gerische Vorbringen, von Oktober 1994 bis April 1996 noch in Spanien
BeitrÃ¤ge als Leistungsbezieherin entrichtet zu haben (vgl. auch den im Vordruck E
204 vom spanischen VersicherungstrÃ¤ger bescheinigten Zeitraum vom 7. Oktober
1994 bis 5. April 1996) allenfalls um einen entsprechenden Zeitraum von 19
Monaten auf die Zeit bis zum 28. Februar 1998 verlÃ¤ngern. Die BegÃ¼nstigung
des Â§ 240 Abs. 2 Satz 2 SGB VI kommt der KlÃ¤gerin im Hinblick auf die unbelegte
Zeit fÃ¼r August und September 1994 nicht zu Gute, denn zum Zeitpunkt der
Rentenantragstellung im MÃ¤rz 1998 war die KlÃ¤gerin nicht mehr berechtigt, noch
rÃ¼ckwirkend BeitrÃ¤ge fÃ¼r die unbelegten Monate des Jahres 1994 zu entrichten
(vgl. Â§ 197 Abs. 2 SGB VI). Mithin hÃ¤tte Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit bis
Februar 1998 eingetreten sein mÃ¼ssen, um den begehrten Rentenanspruch
auszulÃ¶sen. Ein solcher Sachverhalt hat sich nach Auffassung des Senats jedoch
nicht erweisen lassen.

Nach dem Ergebnis der medizinischen Ermittlungen war die KlÃ¤gerin jedenfalls bis
zum Zeitpunkt der Begutachtung durch den gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. J
im November 2002 noch vollschichtig mit qualitativen EinschrÃ¤nkungen, wie das
SG in dem angefochtenen Gerichtsbescheid zutreffend dargelegt hat,
leistungsfÃ¤hig. Mit diesem LeistungsvermÃ¶gen war sie jedenfalls noch in der
Vergangenheit fÃ¼r BÃ¼rotÃ¤tigkeiten, die sie im Verlauf ihres Berufslebens
ausgeÃ¼bt hat, einsetzbar. Ob sich mittlerweile eine Verschlimmerung des
Gesundheitszustandes dadurch ergeben hat, dass weitere Beschwerden z.B. in
Form eines Karpaltunnelsyndroms beiderseits hinzugekommen sind, ist fÃ¼r den
Rechtsstreit unerheblich. Denn fÃ¼r einen in der jÃ¼ngeren Vergangenheit
eingetretenen Leistungsfall fehlt es an den besonderen versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen, wie bereits dargelegt (s. auch BSG, Urteil vom 14. August 2003 -B
13 RJ 4/03 R-, zitiert nach Juris). Insofern kommt es auch nicht darauf an, ob der
Auffassung des Gutachters gefolgt werden kann, die hinzugekommenen
Erkrankungen seien gegebenenfalls auch operativ zu behandeln und deshalb nur
vorÃ¼bergehend und bei der Bewertung auÃ�er Acht zu lassen.

Soweit von dem gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. J auf Grund seiner
Begutachtung vom November 2002 die ergÃ¤nzende Einholung eines neurologisch-
psychiatrischen Gutachtens empfohlen worden ist, hat das SG zu Recht darauf
verwiesen, dass eine psychische Erkrankung, die (zusÃ¤tzliche) Auswirkung auf das
LeistungsvermÃ¶gen hÃ¤tte haben kÃ¶nnte, zum Zeitpunkt der Antragstellung im
MÃ¤rz 1998 und auch zum Zeitpunkt der durch den spanischen
VersicherungstrÃ¤ger veranlassten Begutachtung vom 12. Mai 1999 offenbar nicht
vorgelegen hat. Darin sind nÃ¤mlich nur Leiden auf orthopÃ¤dischem Gebiet und
ein Hautleiden angefÃ¼hrt. Insofern kann sich eine beachtenswerte psychische
Erkrankung erst in der nachfolgenden Zeit entwickelt haben. Ob diese,
gegebenenfalls im Zusammenwirken mit den orthopÃ¤dischen Leiden, eine solche
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Bedeutung erlangt hat, dass, wie von der KlÃ¤gerin behauptet, eine
ErwerbstÃ¤tigkeit nicht mehr mÃ¶glich ist, bedarf schon deshalb keiner weiteren
AufklÃ¤rung, weil jedenfalls fÃ¼r die Vergangenheit und bis zum 28. Februar 1998
ein solcher Zustand nicht angenommen werden kann.

Mithin ist festzustellen, dass die KlÃ¤gerin in dem Zeitraum, in dem auch die
besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen von ihr erfÃ¼llt werden,
nicht berufsunfÃ¤hig war. Sie war in diesem Zeitraum auch nicht erwerbsunfÃ¤hig,
weil dies noch weitergehende LeistungseinschrÃ¤nkungen voraussetzt. Der
KlÃ¤gerin steht daher, wie die Beklagte und das SG zu Recht entschieden haben,
keine Rente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit vom deutschen
VersicherungstrÃ¤ger zu.

Durch das Gesetz zur Reform der Renten wegen Erwerbsminderung vom 20.
Dezember 2000 (BGBl. I S. 1827) hat sich insofern keine Ã�nderung ergeben, als die
dargestellten besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen weiterhin
erfÃ¼llt werden mÃ¼ssen. Die zuvor zur Ã�bergangsregelung in Â§ 240 Abs. 2 Satz
2 SGB VI enthaltene Regelung findet sich nunmehr in Â§ 241 Abs. 2 Satz 2.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis in der
Hauptsache.

GrÃ¼nde zur Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 10.01.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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